
Monatsthema

14 Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik 12-2009

Massive internationale Finanzflüsse  
an Entwicklungsländer nach 2012

Im Zuge der Weiterentwicklung des  
internationalen Klimaregimes nach 2012 
werden den Entwicklungsländern zur Finan-
zierung von Anpassungs- und Vermeidungs-
massnahmen Finanzflüsse in einer Grössen-
ordnung in Aussicht gestellt, die der heutigen 
Entwicklungshilfe entspricht. Das UN-Kli-
masekretariat (2008) sieht bis 2030 einen 
jährlichen Finanzbedarf der Entwicklungs-

länder von 110 bis 150 Mrd. Franken. Die 
EU-Kommission (2009) fordert, dass die In-
dustrieländer den Entwicklungsländern im 
Jahr 2020 30 bis 75 Mrd. Franken an öffent-
lichen Geldern zur Verfügung stellen. Bislang 
ist völlig ungeklärt, wie derartige Summen 
verwaltet werden sollen. Falls die Gelder 
nicht abfliessen oder ohne Wirkung versi-
ckern, könnte es zu einer Gegenreaktion der 
Öffentlichkeit in den Industriestaaten kom-
men, die Entwicklungsländer ihrem Schick-
sal zu überlassen. Von einer gerechten, effek-
tiven und effizienten Lösung hängt also die 
langfristige Stabilität des Klimaregimes ab. 
Wie kann eine solche Lösung aussehen?

Erfahrungen mit der GEF…

Seit Beginn der 1990er-Jahre verwaltet die 
Global Environment Facility (GEF) Gelder 
zur Förderung von Anpassung und Techno-
logietransfer in Entwicklungsländer. Bislang 
sind mehr als 2,5 Mrd. Franken für solche 
Projekte gesprochen worden. Die Entschei-
dungsstrukturen und Mittelzuteilungsver-

Finanzierung von Anpassungs- und Vermeidungsmassnahmen  
in Entwicklungsländern 

Dr. Axel Michaelowa
Gründer Perspectives 
GmbH, Leiter Forschungs-
bereich Internationale 
Klimapolitik, Universität 
Zürich

Dr. Benito Müller
Direktor Energie und  
Umwelt, Oxford Institute 
for Energy Studies, Gross-
britannien

Im Kontext der internationalen 

Klimapolitik erwarten die  

Entwicklungsländer seitens der  

Industrieländer Milliardenbeträge 

zur Finanzierung von Anpassungs- 

und Vermeidungsmassnahmen. 

Die institutionelle Kontrolle der 

Bereitstellung und Verteilung  

dieser Mittel ist konfliktträchtig 

und für die Effizienz der Mittel-

verwendung entscheidend. Die 

geberkontrollierte zentrale Mit-

telverteilung seitens der Global 

Environment Facility mit einem 

zweistufigen Antragsverfahren 

hat sich als ineffektiv heraus-

gestellt. Der vorliegende Artikel 

befasst sich mit der Frage, wie  

eine gerechte, effektive und  

effiziente Lösung der Mittel-

verteilung aussehen könnte.

Das UN-Klimasekretariat sieht bis 2030 einen jährlichen Finanzbedarf der Entwicklungsländer zur Finanzierung von  
Anpassungs- und Vermeidungsmassnahmen von 110 bis 150 Mrd. Franken. Bislang ist völlig ungeklärt, wie derartige 
Summen verwaltet werden sollen. Im Bild: Warmwassergewinnung mit Sonnenenergie in Südafrika. Bild: Keystone



Monatsthema

15 Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik 12-2009

fahren der GEF werden seitens der Entwick-
lungsländer heftig kritisiert (siehe Müller 
2009a), obwohl nach mühsamen Verhand-
lungen ein Entscheidungsverfahren auf Basis 
einer doppelten Mehrheit eingeführt wurde. 
Sowohl 60% der Mitgliedsländer als auch 
60% der Geber müssen zustimmen, um eine 
Entscheidung zu fällen. Projektanträge kön-
nen nicht direkt gestellt werden, sondern 
müssen über eine Umsetzungsstelle – z.B. die 
Weltbank oder das UN-Entwicklungspro-
gramm – eingereicht werden. Erst wenn die-
se den Antrag befürwortet, wird er der GEF 
vorgelegt. Im Regelfall benötigen Anträge bis 
zur Annahme mehrere Jahre. Während es vor 
2005 keinen Verteilungsschlüssel auf Emp-
fängerländer gab, werden die Mittel seither 
auf Grundlage eines «Globalen Nutzenin-
dex» zugeteilt. Dieser Index basiert auf den 
CO2-Emissionen des Jahres 2000 sowie der 
Veränderung der Emissionsintensität der 
Wirtschaft während der 1990er-Jahre. Die 
Konsequenz daraus ist, dass Länder mit ho-
hen Emissionen einen besseren Zugriff auf 
GEF-Ressourcen haben, während kleinere 
Länder mit niedrigen Emissionen fast leer 
ausgehen.

…und freiwilligen Fonds

Über die GEF hinaus sind Klimaschutz-
fonds seit 2000 in Mode gekommen. Bei der 
Klimakonferenz von Marrakesch im 2001 
wurden im Rahmen der UN-Klimarahmen-
konvention ein Fonds für die am wenigsten 
entwickelten Länder sowie ein spezieller Kli-
mafonds eingerichtet. Die Weltbank hat 2008 
einen Fonds für saubere Technologien und 
einen strategischen Klimafonds aufgelegt. 
Alle diese Fonds haben nur einen Bruchteil 
der Mittel erhalten, die ursprünglich zuge-
sagt worden waren. Es scheint bei den Indus-
trieländern Mode zu werden, mit «Einweg-
Fonds» kurzfristig den Eindruck zu erwecken, 
in grossem Stil Finanzressourcen zu spre-
chen, ohne diese dann tatsächlich zur Verfü-
gung zu stellen.

Anpassungsfonds des Kyoto-Protokolls

Der Anpassungsfonds unterscheidet sich 
von allen anderen Fonds durch eine soge-
nannte Naturalfinanzierung. Er erhält 2% 
der Emissionsgutschriften des Clean Deve-
lopment Mechanism (CDM), die er am Markt 
verkaufen kann. Bislang sind so 6 Mio. Emis-
sionsgutschriften im Wert von ca. 120 Mio. 
Franken zusammengekommen. Der Fonds 
wird direkt durch einen 16-köpfigen Vor-
stand verwaltet, in dem die Empfängerländer 
die Mehrheit haben. Anträge können direkt 
beim Vorstand eingereicht werden und wer-

den anhand eines Kriterienkatalogs evaluiert, 
der sich an einer Entscheidung der Vertrags-
staatenkonferenz orientiert (siehe Kasten 1). 

Derzeit entwickeln sich nationale Umset-
zungsagenturen auf Länderebene, die nach-
weisen müssen, dass sie transparente Aus-
schreibungsverfahren durchführen und die 
Projektdurchführung kontrollieren bzw. eva-
luieren. Die Agenturen müssen sich beim 
Fonds akkreditieren. Da der Fonds erst 2008 
seine Arbeit aufgenommen hat und die Re-
geln erst 2009 verabschiedet wurden, gibt es 
bislang keine Erfahrungen mit diesem Ver-
fahren.

Zentrale Aufgaben und Organisation 
eines Finanzierungssystems 

Ein gross angelegtes internationales Fi-
nanzierungssystem hat zwei Hauptaufgaben: 
Zunächst müssen Finanzmittel generiert 
werden; ist dies erfolgt, müssen diese zuge-
teilt werden. Um diese Aufgaben effektiv und 
effizient erledigen zu können, bedarf es eines 
Entscheidungsverfahrens auf der Basis eines 
klaren Regelwerks. Entscheidungen sind ent-
weder normativer Natur (d.h. sie führen zu 
neuen Regeln), oder rein operativ (d.h. sie 
stehen im Zusammenhang mit Mittelauf-
bringung und -verteilung). In gewissem 
Sinne entspricht dies der Aufteilung zwi-
schen legislativen und exekutiven Aufgaben 
in einem politischen System. Traditionell 
übernimmt im internationalen Klimaregime 
die Vertragsstaatenkonferenz die legislativen 
Aufgaben, während ein Exekutivrat die exe-
kutiven Tätigkeiten ausübt. Die Vertragsstaa-
tenkonferenz bestellt die Mitglieder des Exe-
kutivrats und beschliesst – häufig auf Antrag 
des Exekutivrats – grundlegende Regeln.

Grundsätzlich gibt es verschiedene Ansät-
ze für die Verwaltung und Verteilung der 
Milliardenbeträge (siehe Grafik 1):
– Die Geberländer zahlen in einen zentralen 

Fonds. Die Mittelverteilung wird durch 
spezialisierte Agenturen durchgeführt. Ei-
ne solche Welttransferagentur wäre quasi 
eine Fortsetzung der GEF.

– Die Geberländer zahlen in einen zentralen 
Fonds ein, der über die Verteilung ent-
scheidet. Länder müssen sich direkt um 
Projektfinanzierung bewerben. Analogie 
wäre der Montrealer Fonds zur Reduktion 
ozonzerstörender Substanzen. 

– Die Geberländer zahlen in einen zentralen 
Fonds ein, auf den die Empfängerländer 
nach einem vorher festgelegten Vertei-
lungsschlüssel zugreifen können. Die Ver-
wendung der Gelder muss vorher festge-
legten Kriterien genügen. Jedes Empfän- 
gerland setzt eine nationale Institution 
ein, welche die Projektauswahl durch-

Kasten 1

Kriterien für die Mittelzuteilung  
des Anpassungsfonds

Grundsätzliche Kriterien:
− Verwundbarkeit;
− Schadensniveau;
− Eile und Risiken aus Verzögerung;
− ausgewogener und gleichberechtigter  

Zugang;
− Erfahrungen aus Projekt- und Programm-

entwicklung und -umsetzung;
− Zusatznutzen, auch über Sektorgrenzen  

hinaus;
− Anpassungsfähigkeit.

Operative Kriterien:
− ökonomische, soziale und umweltbezo-

gene Nutzen des Projekts, insbesondere 
für die verwundbarsten Bevölkerungs-
gruppen im Projektgebiet;

− Kosteneffizienz des Projekts im Vergleich 
mit möglichen Alternativen;

− Konsistenz mit nationalen Nachhaltig-
keits- und Entwicklungsstrategien;

− Erfüllung nationaler technischer  
Standards;

− Vermeidung von Doppelförderungen;
− Wissensmanagement, um Erfahrungen  

des Projekts weitergeben zu können

Quelle: Anpassungsfonds (2009).
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Raum gibt. Die Geberländer setzen auf eine 
zentralisierte Lösung unter einer bestehen-
den Institution, während die Empfängerlän-
der eine neue zentrale Lösung wollen, die  
ihnen Freiheit einräumt. Ein Mischsystem 
könnte einen guten Kompromiss darstellen 
(siehe Müller, Gomez-Echeverri, 2009): Ein 
Exekutivrat mit einer strukturellen Mehrheit 
der Empfängerländer und Vertretern von 
Nichtregierungsorganisationen ohne Stimm-
recht beschliesst per Konsensprinzip die 
Grundregeln für die Bewertung des Mittel-
bedarfs. Sein Sekretariat schlägt themenspe-
zifische Regeln vor. 

Effizienz oder Verteilungsgerechtigkeit 
bei der Mittelverwendung?

Kommt es tatsächlich zu Finanztransfers 
in dreistelliger Milliardenhöhe, nimmt die 
Mittelverwendung eine entscheidende Be-
deutung ein. Hier stossen zwei Prinzipien  
diametral aufeinander: das Prinzip der effi-
zienten Mittelverwendung und dasjenige der 
Verteilungsgerechtigkeit. 

Das Prinzip effizienter Mittelverwendung 
gebietet, dass die Mittelverteilung nicht mit 
der Giesskanne erfolgt. Für Emissionsreduk-
tionsmassnahmen könnte beispielsweise ein 
umgekehrtes Auktionsverfahren durchge-
führt werden, bei dem Länder ein Subven- 
tionsvolumen pro reduzierter Tonne CO2-
Äquivalent vorschlagen und das Budget auf 
die kostengünstigsten Projekte verteilt wird. 
Für die Anpassung gibt es keinen ähnlich 
zentralen Erfolgsindikator. Da es bei Anpas-
sung letztlich um den Schutz menschlichen 
Lebens und Gesundheit sowie Vermögens 
geht, könnten die Parameter «geschütztes be-
hinderungsgewichtetes Lebensjahr» und «vor 
der Vernichtung bewahrtes Vermögen» als 
Erfolgsindikatoren eingesetzt werden. Hier-
bei gibt es natürlich erhebliche Herausforde-
rungen, wie zum Beispiel die Definition der 
Klimavariabilität im Referenzfall. Leider ist 
auf internationaler Ebene bislang diese The-
matik kaum diskutiert worden. Vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen mit der Eva-
luation von Entwicklungsprojekten ist zu  
befürchten, dass Anpassungsprojekte eine 
geringe Erfolgsquote haben. Es sollte vermie-
den werden, dass Milliarden in Anpassungs-
projekte fliessen, ohne dass es belastbare  
Anreize für eine erfolgreiche Umsetzung 
gibt.

Auf einer grundsätzlich anderen normati-
ven Prämisse basiert der Ansatz der Vertei-
lungsgerechtigkeit. Zahlungen zur Anpassung 
an Klimaschäden können als Entschädigung 
betrachtet werden. Bei einer Entschädigung 
kann der Entschädigte frei entscheiden, was 
er mit dem Geld tut (siehe Müller, 2009b). Es 

führt. Eine historische Analogie wäre der 
Marshallplan.

– Die Geberländer verhandeln bilateral  
mit Empfängerländern und berichten 
über die geleisteten Transfers an das UN-
Klimasekretariat – eine Art Finanzmittel-
börse.

Eine Reihe von konkreten Vorschlägen ist 
im Rahmen der internationalen Verhand-
lungen eingebracht worden und wird in Pers-
son et al. (2009) beschrieben.

Ein zentralisiertes System kann zu büro-
kratischen Ineffizienzen führen, während die 
dezentrale Lösung privilegierten Bezie-
hungen zwischen bestimmten Ländern 
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Grafik 1

Unterschiede zwischen zentraler und länderspezifischer Mittelzuteilung

Kasten 2
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verwaltung kann auf internationaler Ebene 
zentral oder dezentral erfolgen, wobei die 
Zuteilung auf die Länder nach einem vor-
gegebenen Schlüssel oder aufgrund eines  
direkten Antragsverfahrens vorgenommen 
wird. In ersterem Fall muss eine nationale 
Institution die Zuteilung übernehmen. Eine 
wettbewerbsorientierte Zuteilung mit Ex-
Post-Monitoring kann die Erfolgsquote der 
Projekte erheblich verbessern; sie ist jedoch 
im Bereich Anpassung schwierig umzuset-
zen. Wenn man vom Prinzip der Entschädi-
gung für Klimaschäden ausgeht, sollte das 
Empfängerland die freie Entscheidung für 
die Mittelverwendung haben.

Zu hoffen ist, dass es gelingt, die Fehler 
der Entwicklungsfinanzierung zu vermeiden. 
Ein Konflikt zwischen Effizienz der Mittel-
verwendung und Verteilungsgerechtigkeit 
wird allerdings immer existieren. m

kann einen vorgegebenen Zuteilungsschlüs-
sel auf Länderebene geben, der auf interna-
tional festgelegten Kriterien basiert. Wenn 
ein Land jedoch unter Klimaschäden leidet, 
weil die zugeteilten Mittel nicht in Anpas-
sungsmassnahmen geflossen sind, sollte 
dieses Land keine zusätzlichen Ressourcen 
mehr erhalten. Dies mag hart klingen, ist 
aber nötig, um Fehlverhalten nicht zu beloh-
nen. Im Bereich Emissionsreduktion ist die 
normative Basis für eine Entschädigungslö-
sung schwächer; sie könnte nur von Staaten 
geltend gemacht werden, deren Exporte un-
ter dem Rückgang der Nachfrage nach fossi-
len Brennstoffen und energieintensiv herge-
stellten Gütern leiden. Die Vereinigung Erdöl 
exportierender Länder (Opec) hat sich seit 
jeher für eine derartige Entschädigung stark 
gemacht.

Klimafinanzierung –  
Knacknuss des 21. Jahrhunderts

Vor dem Hintergrund des gewaltigen  
Finanzbedarfs für Emissionsreduktion und 
Anpassung in Entwicklungsländern stellt die 
Entwicklung eines effektiven, glaubwürdigen 
und effizienten internationalen Finanzsys-
tems eine Herausforderung dar. Die Mittel-


